Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2001 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Beyer (Frankfurt), Kurlbaum, 
Lange (Essen) und Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes gegen unlauteren Wettbewerb, 
des Rabattgesetzes und der Zugabeverordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

A r t i k e 1 I 

Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 7. Juni 1909 (Reichsgesetzbl. S. 499), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz vom 11. März 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 172), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält einen Absatz 2 mit folgendem Wort- 
laut: 

„ (2) Die Bezugnahme auf Ergebnisse von 
Warenprüfungen durch Warentestinstitute, deren 
Zweck die objektive und unparteiliche Auf- 
klärung der Verbraucher über Beschaffenheit, 
Wirksamkeit, Tauglichkeit, Sicherheit und Preis- 
würdigkeit von Waren und gewerblichen Lei- 
stungen ist, verstößt dann nicht gegen die guten 
Sitten, wenn die Gewähr dafür geboten ist, daß 
die Warenprüfung selbst nach wissenschaftlich 
anerkannten Methoden in Sachlichkeit und Un- 
parteilichkeit erfolgt und die Bezugnahme das 
Prüfungsergebnis nicht unrichtig oder verzerrt 
wiedergibt. Der Bundesminister für Wirtschaft 
bezeichnet durch Rechtsverordnung namentlich 
diejenigen Institute, die Warentestinstitute im 
Sinne des Satzes 1 sind." 

2. § 13 Abs. 1 Satz 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„In den Fällen der §§ 1, 3 kann der Anspruch 
auf Unterlassung von jedem Gewerbetreiben- 
den, der Waren oder Leistungen gleicher oder 
verwandter Art herstellt oder in den geschäft- 


lichen Verkehr bringt, oder von Verbänden 
zur Förderung gewerblicher Interessen oder Ver- 
braucherinteressen geltend gemacht werden, so- 
weit die Verbände als solche in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten klagen können." 

Artikel II 

Das Gesetz über Preisnachlässe (Rabattgesetz) 
vom 25. November 1933 (Reichsgesetzbl, I S. 1011), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 172), wird wie folgt geändert: 

§ 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer einer der Vorschriften dieses Gesetzes 
zuwiderhandelt, kann von jedem Gewerbetreiben- 
den, der Waren oder Leistungen gleicher oder ver- 
wandter Art herstellt oder in den geschäftlichen 
Verkehr bringt, oder von Verbänden zur Förderung 
gewerblicher Belange oder zur Förderung von Ver- 
braucherinteressen, soweit die Verbände als solche 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten klagen können, 
auf Unterlassung in Anspruch genommen werden." 

Artikel III 

Die Verordnung des Reichspräsidenten zum 
Schutze der Wirtschaft, Erster Teil: Zugabewesen 
(Zugabeverordnung) vom 9. März 1932 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 121), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 15. November 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 719), 
wird wie folgt geändert: 

§ 2 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
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„Wer den Vorschriften des § 1 zuwiderhandelt, 
kann von jedem, der Waren oder Leistungen 
gleicher oder verwandter Art wie die Haupt- oder 
Zugabeware oder Haupt- oder Zugabeleistung her- 
stellt oder in den geschäftlichen Verkehr bringt, so- 
wie von Verbänden zur Förderung gewerblicher 
Interessen oder Verbraucherinteressen, soweit die 
Verbände als solche in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten klagen können, auf Unterlassung in Anspruch 
genommen werden." 


Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 3. März 1964 


Frau Beyer (Frankfurt) 
Kurlbaum 
Lange (Essen) 

Erler und Fraktion 
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